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Genehmigungsbescheid 
I. 

Auf Antrag vom 6. Juli 2017 wird der Celanese Production Germany GmbH & Co. KG vertre-
ten durch die persönlich haftende Gesellschafterin  

RIOMAVA GmbH,  
Am Unisys-Park 1 
65843 Sulzbach 

 
diese vertreten durch die Geschäftsführer  

 
Alexander Krug, Dr. Arno Rockmann 

Am Unisys-Park 1 
65843 Sulzbach 

 
nach § 16 BImSchG die Genehmigung erteilt, auf dem Grundstück in Frankfurt am Main, In-
dustriepark Höchst 
  Gemarkung Frankfurt am Main – Höchst 
  Flur 23 
  Flurstück 1/56 
in der Anlage Dispersionen K 2500 kg 2-Hydroxyethylacrylat in der Vorlage F523 zu lagern. 
 
Diese Genehmigung ergeht nach Maßgabe der unter Abschnitt IV. dieses Bescheides aufge-
führten Pläne, Zeichnungen und Beschreibungen und unter den in Abschnitt V. festgesetzten 
Nebenbestimmungen. 
 
Die Kosten des Verfahrens hat die Antragstellerin zu tragen. 

 
 
 

II. Maßgebliches BVT-Merkblatt 
Für die hiermit genehmigte Anlage ist das Merkblatt über die besten verfügbaren Techniken 
für die Herstellung von Polymeren maßgeblich. 
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III. Eingeschlossene Entscheidungen 

Diese Genehmigung schließt folgende andere, die Anlage betreffende behördliche Ent-
scheidungen im Rahmen des § 13 BImSchG ein: 
 

• Änderung des Eignungsfeststellungbescheides vom 16. Juli 2013, Az.: IV/F-41.4 
79g12(412)-05-H-D326, für die Nutzungsänderung der Lageranlage L-F523-Q18-
D326 

 
IV. Antragsunterlagen 

Der Genehmigung liegen folgende Unterlagen zu Grunde: 
• Antrag mit Unterlagen vom 6. Juli 2017; ergänzt am 22. August 2017 und am 5. Oktober 

2017 (Austauschunterlagen), das Gesamtinhaltsverzeichnis der Antragsunterlagen ist als 
Anhang beigefügt. 

• Sicherheitstechnische Begutachtung der Lagerung und Verwendung von 2-Hydroxyethyl-
acrylat in Behälter F523 vom 3. März 2016 durch Frau Dr. Stutzmann 

 
V. Nebenbestimmungen gemäß § 12 BImSchG 

1. Allgemeines 
1.1 
Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Vollziehbarkeit des 
Genehmigungsbescheides 2-Hydroxyethylacrylat in der Vorlage F523 gelagert wird. 
Die Fristen können auf Antrag verlängert werden. 
 
1.2 
Die erstmalige Lagerung von 2-Hydroxyethylacrylat ist zwei Wochen vorher der zuständigen 
Überwachungsbehörde schriftlich anzuzeigen. 
 
1.3 
Die Urschrift oder eine Kopie des bestandskräftigen Bescheides sowie der dazugehörenden 
oben aufgeführten Unterlagen sind am Betriebsort aufzubewahren und den Mitarbeitern der 
Genehmigungs- oder Überwachungsbehörden und bei der Durchführung von Prüfungen den 
Sachverständigen auf Verlangen vorzulegen. 
 
1.4 
Die Anlage ist entsprechend den vorgelegten und im Abschnitt IV genannten Unterlagen zu 
errichten und zu betreiben, soweit im Folgenden keine abweichenden Regelungen getroffen 
werden. 
 
1.5 
Ergeben sich Widersprüche zwischen dem Inhalt der Antragsunterlagen und den nachfol-
genden Nebenbestimmungen, so gelten die Letzteren. 
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2. Immissionsschutz 
Luftreinhaltung 
2.1 
Diffuse Emissionen 
Die Maßgaben der Anordnung vom 10. Oktober 2007, Az.: IV/F-43.2AN57/06, VP18/06, gel-
ten auch für die hiermit genehmigten Änderungen, mit der Maßgabe, dass die Anforderun-
gen ab der Inbetriebnahme einzuhalten sind. 
 
Anlagensicherheit 
2.2 
Die Lagermenge von 2,5 t 2-Hydroxyethylacrylat in der Vorlage F523 darf nicht überschritten 
werden. 
 
2.3 
Die Anlagenbeschreibung im Sicherheitsbericht ist unter Berücksichtigung der hiermit ge-
nehmigten Änderung spätestens einen Monat nach Inbetriebnahme fortzuschreiben.  
 
2.4 
Die Maßnahmenempfehlungen aus dem Bericht „Sicherheitstechnischen Begutachtung der 
Lagerung und Verwendung von 2-Hydoxyethylacrylat in Behälter F523“ sind bis zur Inbetrieb-
nahme umzusetzen. 
 
2.5 
Der Füllstand des Vorlagebehälters F523 ist auf 70 % (ca.2500 kg) zu begrenzen. Die Grenz-
werte der Füllstandmessung sind entsprechend anzupassen. 
 
2.6 
Es ist eine detaillierte Betriebsanweisung zu erstellen. Die in dem Gutachten beschriebenen 
Maßnahmen gegen Rückströmen aus dem Abgas sind noch in die hazard and operability 
Studie (HAZOP) aufzunehmen. 
 
2.7 
Die HAZOP ist um die in dem Gutachten genannten Notmaßnahmen für den Ausfall der Hilfs-
medien Kühlwasser bzw. Strom zu ergänzen. Die Notmaßnahmen sind in den Alarm- und Ge-
fahrenabwehrplan aufzunehmen. 
 
2.8 
Zur Verhinderung einer Polymerisation durch Förderung gegen eine geschlossene Armatur 
oder Verstopfung, ist eine Überwachung er Temperatur im Produkt direkt an der Pumpe o-
der eine Durchflussmessung im Umpump vorzusehen. 
 
2.9 
Bei einer Bevorratung des Monomers 2-HEA in dem Behälter F523 über ein Jahr, ist in einer 
Betriebsanweisung zu regeln, dass der Gehalt an Stabilisator überprüft und bei Bedarf nach-
dosiert wird. Die entsprechenden Analysenmethoden sind ebenfalls in einer Betriebsanwei-
sung festzulegen. 
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Abfall 
3.1 
Abfallschlüssel-Zuweisungen in den Antragsunterlagen, die nicht durch Nebenbestimmun-
gen dieses Genehmigungsbescheides geändert wurden, sind im abfallrechtlichen Nachweis-
verfahren anzuwenden.  
Nachträgliche Änderungen der Abfallschlüssel können nur in begründeten Einzelfällen und 
mit schriftlicher Zustimmung der zuständigen Abfallbehörde (Regierungspräsidium Darm-
stadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt, Dez. 42.2 „Abfallwirtschaft West“) erfol-
gen. Diese Zustimmung muss vor Beginn der Entsorgung erteilt werden. 
 
3.2 
Fallen beim Betrieb der Anlage oder bei Betriebsstilllegung weitere nachweispflichtige Ab-
fälle (z.B. Rückstände aus bisher nicht vorhersehbaren Reinigungs- und Wartungsarbeiten, 
Leckagen, usw.) an, die noch nicht im Rahmen von Genehmigungen beurteilt wurden, sind 
diese der zuständigen Behörde anzuzeigen.  
 
4. Arbeitsschutz 
4.1 
Es ist sicherzustellen, dass der Umpump erfolgt und nicht nur initiiert wurde. 
 
4.2 
Die Ableitung aus den Sicherheitseinrichtungen (Druckentlastungsventil) ist so auszuführen, 
dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Ereignisfall durch die Chemikalie 2-HEA nicht 
gefährdet werden können. 
 
5. Wasserrecht 
Folgende Auflagen aus dem Eignungsfeststellungsbescheid vom 16. Juli 2013, Az.: IV/F-41.4 
79g12(412)-05-H -D326 werden geändert, alle anderen Auflagen gelten weiter: 
Nr. 6 des Eignungsfeststellungsbescheides in: 
 
5.1 
Der freie Ablauf der Ablaufleitung, die von der Ableitfläche Q18-D326 zum Rückhaltebehäl-
ter D110 führt, ist regelmäßig durch den Betreiber zu prüfen. Dies ist zu dokumentieren. 
Nr.8 des Eignungsfeststellungsbescheides in: 
 
5.2 
Bei der Prüfung nach wesentlicher Änderung ist die Rohrleitung von der Entleerstelle des 
IBC´s zum Behälter F523 und die Ablaufleitung von der Ableitfläche zum Rücklagebehälter 
D110 zu prüfen. 
 
5.3 
Für den Auffangbehälter D110 ist ein erfahrungsnachweis gemäß DIN 6601 vorzulegen. 
 
5.4 
Es ist eine Sachverständigen-Prüfung nach wesentlicher Änderung der Lageranlage L-F523-
Q18-D326 durchzuführen. 
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5.5 
Mit der beantragten Änderung der Eignungsfeststellung darf künftig nur noch 2-Hydro-
xyethylacrylat in dem Behälter F523 gelagert werden. 
 
5.6 
Die Betriebsanweisung ist an die Änderungen der Lageranlage anzupassen. 
 
6. Anforderungen an die Überwachung von Boden und Grundwasser  
 
6.1 
An den Grundwassermessstellen 50N1, 52N1, 72N1, 85N1, 135N1 und 136N1 sind folgende 
Parameter zu erfassen: 

1. Acrylamid 
2. Acrylsäure 
3. Acticide CS 
4. Butylacrylat 
5. Disponil SDS 15 
6. EDTA 
7. Provimal ACL  fl 
8. Styrol 
9. Vinylacetat 
10. TOC 
11. DOC 

 
6.2 
Die unter 6.1 gelisteten Parameter sind an den dort genannten Messstellen im fünfjährigen 
Beprobungsrhythmus zu untersuchen, also das nächste Mal 2022. 
Als erstmalige Untersuchung gilt die Grundwasseruntersuchung im vorgelegten Ausgangs-
zustandsbericht vom 12.12.2017. 
 
6.3 
Die Ergebnisse sind im Turnus von fünf Jahren, beginnend 2022, in einem Kurzbericht darzu-
stellen und zu bewerten. Der Bericht ist meinem Dezernat 41.5, Bodenschutz West, jeweils 
spätestens bis zum 31. März des Jahres vorzulegen. 
 
6.4 
Werden bei den Probenahmen Auffälligkeiten festgestellt, die die Verlagerung einer Grund-
wasserbelastung oder einen neuen Eintrag dokumentieren, ist dies umgehend dem Dezernat 
41.5, Bodenschutz West, mitzuteilen. 
 
Einstellung des Betriebs der Anlage 
6.5 
Mit der Anzeige der Einstellung des Betriebs der Anlage nach § 15 Abs. 3 BImSchG ist ein 
mit dem Dezernat 41.5, Bodenschutz West, abgestimmtes Untersuchungskonzept für den 
Endzustandsbericht, vorzulegen. 
Nach Einstellung des Betriebs  sind Untersuchungen des Untergrundes durchzuführen, um 
zu prüfen, ob eine Rückführungspflicht zum Ausgangszustand besteht. 
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6.6 
Der Endzustandsbericht ist durch ein fachkundiges Ingenieurbüro oder eigenes qualifiziertes 
Personal zu erstellen. Die Sach- und Fachkunde ist entsprechend zu dokumentieren. 
 
 

VI. Begründung 
Rechtsgrundlagen 
Dieser Bescheid ergeht auf Grund von § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) i. V. m. Nr. 4.1.8 Verfahrensart G des Anhangs 1 der Vierten Verordnung zur Durchfüh-
rung des BImSchG (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV). Zu-
ständige Genehmigungsbehörde ist nach der Verordnung über immissionsschutzrechtliche 
Zuständigkeiten, zur Bestimmung der federführenden Behörde nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung und über Zuständigkeiten nach dem Benzinbleigesetz das 
Regierungspräsidium Darmstadt. 
 
Verfahrensablauf 
Die Firma Celanese Production Germany GmbH & Co. KG hat am 7. Juli 2017 den Antrag 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes gestellt, 2500 kg 2-Hydroxyethylacrylat in 
der Vorlage F523 zu lagern. 
 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
Bei der Anlage handelt es sich um eine Anlage der Nr. 4.2 nach dem Anhang 1 zum Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Für diese Anlagen ist in einer Einzelfallprü-
fung festzustellen, ob die Errichtung oder die Änderung einer solchen Anlage einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bedürfen.  
Diese Vorprüfung, die den Kriterien der Anlage 2 zum UVPG folgte, hat ergeben, dass für das 
Vorhaben keine UVP durchgeführt werden muss.  
Diese Feststellung beruht auf folgenden Kriterien und den entsprechenden Merkmalen es 
Vorhabens: 
Der Stoff 2-Hydroxyethylacrylat wird bereits in der Anlage gehandhabt und bisher aus Gebin-
den übernommen und im Produktionsprozess eingesetzt. Das Produktionsverfahren bleibt 
unverändert. Die Lagerung erfolgt in einem bestehenden Gebäude, somit ist mit dem Vorha-
ben kein Flächenverbrauch verbunden.  Die Anlage wird in einem Industriegebiet betrieben, 
somit außerhalb von Naturschutz- und Wasserschutzgebieten. Ein Eintrag in den Boden ist 
nicht zu erwarten, da der Stoff in einer wasserrechtlich eignungsfestgestellten Lageranlage, 
gelagert wird. Die Grenzwerte der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft werden 
eingehalten.  
Weitere Tatbestände, die die Besorgnis erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen be-
gründen könnten, liegen nach Einschätzung des Regierungspräsidiums Darmstadt nicht vor. 
 
Desweiteren ist gemäß § 5 Abs. 2 UVPG zu prüfen, ob die Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, wenn mehrere Vorhaben derselben Art, die 
gleichzeitig von demselben oder mehreren Trägern verwirklicht werden sollen und in einem 
engen Zusammenhang stehen (kumulierende Vorhaben), zusammen die maßgeblichen Grö-
ßen- oder Leistungswerte erreichen oder überschreiten.  
Die Prüfung hat ergeben, dass für Anlagen der Nummer 4.2 nach dem Anhang 1 zum Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) keine Leistungsgrenzen oder maßgeblichen 
Größen existieren, die eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung auslösen. 
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Das Ergebnis wurde am 5. Februar 2018 im Staatsanzeiger für das Land Hessen veröffent-
licht.  
 
§ 50 BImSchG (raumbedeutsame Planungen) 
Im Hinblick auf § 50 BImSchG (raumbedeutsame Planungen) wurden die Ausführungen der 
Antragstellerin anhand der Kriterien des Formulars 14/3 überprüft.  
 
Als Ergebnis der Prüfung ist festzuhalten, dass die Ausführungen der Firma Celanese Produc-
tion Germany nachvollziehbar und plausibel sind. Es wird kein neuer Störfallstoff eingesetzt, 
die genehmigte Kapazität der Anlage bleibt unverändert. Das Verfahren zur Herstellung von 
Dispersionen einschließlich der Reaktionsparameter bleibt erhalten. Lediglich die Lagerung 
und das Handling s von 2-Hydroxyethylacrylat wird geändert, anstatt in Gebinden wird 2-HEA 
im Behälter F523 gelagert. Die örtliche Lage der Anlage bleibt unverändert. 
 
In der Anlage Dispersionen K wird nur tert-Butylhydroperoxid mit einer Menge von 3000 kg   
als Stoff mit gesundheitsschädlichen Eigenschaften gehandhabt. Dieser Stoff ist wird im KAS-
18 nicht genannt, daher wird Acrylnitril zum Vergleich herangezogen. Dieser Stoff besitzt ei-
nen höheren Dampfdruck und einen um den Faktor 2 niedrigeren LC-50-Wet, der gebildete 
Quotient aus Dampfdruck und LC 50-Wert ergibt den sogenannten Gefahrenindex, welcher 
ein Maß für die Gefährlichkeit einer Flüssigkeit ist. Ein Vergleich der Gefahrenindices ergibt, 
dass der Index für tert-Butylhydroperoxid ebenso wie der Index für Acrylnitril kleiner 0,5 
bar/ppm ist und somit in die Abstandsklasse 1 von 200 m des KAS-18 fällt. 
Als Ergebnis festzuhalten, dass sich am Gefährdungspotential des Betriebsbereichs praktisch 
nichts ändert. 
Es handelt es sich im vorliegenden auch nicht um eine störfallrelevante Änderung nach  
§ 16 a BImSchG, da 

• der Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten sich nicht ändert und 
• keine erhebliche Gefahrenerhöhung ausgelöst wird. 

 
Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
Im Verlauf des Genehmigungsverfahrens war festzustellen, ob die Genehmigungsvorausset-
zungen gemäß § 6 BImSchG vorliegen oder durch Nebenbestimmungen gemäß § 12 BIm-
SchG herbeigeführt werden können. 
Folgende Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird (vgl. § 10 
Abs. 5 BImSchG), wurden beteiligt: 
- Der Magistrat der Stadt Frankfurt – hinsichtlich brandschutzrechtlicher Belange sowie im 

Hinblick auf allgemeine gesundheitspolizeiliche und umwelthygienische Fragen, 
- die durch das Vorhaben betroffenen Fachdezernate der Genehmigungsbehörde, wobei 

folgende Bereiche abgedeckt wurden: 
• Immissionsschutz  
• Wasserrecht 
• Abfall 
• Bodenschutz 
• Arbeitsschutz 

Als Ergebnis der behördlichen Prüfungen ist folgendes festzuhalten: 
 
Ausgangszustandsbericht, Überwachung von Boden und Grundwasser 
Für Anlagen, die nach Artikel 10 in Verbindung mit Anhang 1 der Richtlinie 2010/75/EU über 
Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung von Umweltverschmutzung) 
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ist ein Ausgangszustandsbericht vorzulegen, wenn die Verschmutzung des Bodens und des 
Grundwassers auf dem Anlagengrundstück möglich ist. Die Firma hat am den Ausgangszu-
standsbericht vom 12. Dezember 2017 am 5. Januar 2018 vorgelegt. Die Nebenbestimmun-
gen unter Punkt V/6 sollen die Überwachung des Bodens und des Grundwassers sicherstel-
len.  
 
BVT-Merkblatt – Vollzugsempfehlungen: 
Für die hiermit genehmigte Anlage ist das Merkblatt über die besten verfügbaren Techniken 
für die Herstellung von Polymeren maßgeblich.  
 
Immissionsschutz 
Beim Befüllen entlüftet der Behälter F523 über einen Flammenfilter mit Rückschlagventil in 
die Abluftleitung E190 (Abgassammelsystem für styrol- und acrylatbelastete Abgasströme). 
Der Abgasstrom E190 wird zusammen mit dem Abgasstrom der Vina-Reaktoren (Sammellei-
tung E90) über den Abscheidebehälter A9 zur Klärschlammverbrennungsanlage (KVA) ge-
führt. 
 
Einstufung TA Luft: 
2-Hydroxyethylacrylat wird in Klasse I Ziffer 5.2.5 TA Luft eingestuft (Abweichung zur Angabe 
in Formular 7/6). 
Neue Emissionsquellen werden nicht geschaffen. Die Festlegung von Emissionsgrenzwerten 
nach TA Luft, sowie die Durchführung von Emissionsmessungen sind für dieses Projekt nicht 
erforderlich. 
 
Diffuse Emissionen: 
Im Rahmen des ASP TA Luft wurde am 10. Oktober 2007 eine Anordnung zur Begrenzung 
der diffusen Emissionen erlassen (Az.: IV/F—43.2 AN57/06, VP18/06). Die Anforderungen gel-
ten auch für die mit diesem Bescheid genehmigten Einrichtungen mit der Maßgabe, dass die 
Anforderungen ab Inbetriebnahme der genehmigten Änderung einzuhalten sind. 
 
Anlagensicherheit/Störfallverordnung/Arbeitsschutz 
Der Betriebsbereich Celanese Production Germany GmbH überschreitet die Mengenschwel-
len der Spalte 5 der Stoffliste in Anhang I der 12. BImSchV und stellt einen Betriebsbereich 
der oberen Klasse dar. 
Der Vorlagebehälter F523 wird als sicherheitsrelevantes Anlagenteil (srA) eingestuft. Der vor-
liegende Sicherheitsbericht ist nach der Genehmigung des Projektes entsprechend zu ergän-
zen. 
Da das Monomer zu Polymerisationsreaktionen neigt, wurde bei der Consilab Gesellschaft 
für Anlagensicherheit mbH eine sicherheitstechnische Untersuchung zur Lagerung von 
2-Hydroxyethylacrylat in Auftrag gegeben. Die für die Lagerung von 2-Hydroxyethylacrylat 
erforderlichen Schutzmaßnahmen sind in dem Bericht „Sicherheitstechnische Untersuchung 
der Lagerung von 2-Hydroxyethylacrylat“ vom 03.11.2015 dargelegt. Der Bericht ist Teil der 
Antragsunterlagen. 
Das Sicherheitskonzept für die Lagerung und Verteilung von 2-HEA wurde von einer Sachver-
ständigen nach § 29 b BImSchG geprüft und bewertet. Der Bericht „Sicherheitstechnische 
Begutachtung der Lagerung und Verwendung von 2-Hydroxyethylacrylat in Behälter F523“ 
vom 03. März 2016 ist ebenfalls Teil der Antragsunterlagen.  
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Die sich aus der Prüfung des Sicherheitskonzepts ergebenen Empfehlungen der Sachver-
ständigen stellen insgesamt keine bedenklichen Abweichungen bezüglich des Stands der Si-
cherheitstechnik dar. Sie sind als Optimierung bzw. Verbesserung der bestehenden Sicher-
heitsmaßnahmen zu verstehen und stellen das Sicherheitskonzept als Ganzes nicht in Frage 
bzw. in Zweifel. Die vorgeschlagenen Empfehlungen werden größtenteils in die Nebenbe-
stimmungen mit aufgenommen. 
 
Energieeffizienz 
Energie, die außerhalb der Anlage genutzt werden könnte, entsteht nicht. Insofern wird das 
Gebot des § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG als erfüllt angesehen. 
 
 
Betriebsstilllegung 
Im Hinblick auf § 5 Abs. 3 BImSchG - Maßnahmen bei Betriebseinstellung - hat die Antrag-
stellerin die aus heutiger Sicht denkbaren und erforderlichen Schritte dargelegt. 
Es bestehen keine Hinweise darauf, dass die Antragstellerin im Falle einer tatsächlich anste-
henden Betriebsstilllegung ihren diesbezüglichen Pflichten nicht nachkommen wird.  
Diese Regelungen können allerdings naturgemäß nicht vollständig sein. Details oder erfor-
derliche weitergehende Maßnahmen werden erst im Rahmen der Anzeige nach § 15 Abs. 3 
BImSchG festgelegt werden können. 
 
Sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften 
Abfall 
Durch die Nebenbestimmungen zum Abfallrecht wird die ordnungsgemäße Beseitigung 
bzw. Verwertung der Abfälle gewährleistet. 
 
Brandschutz  
Aus brandschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben.  
 
Arbeitsschutz  
Gegen das Vorhaben bestehen keine Bedenken. Die Nebenbestimmungen unter Nr. V/4 sol-
len den Arbeitsschutz sicherstellen. 
 
Wasserrecht 
Durch die geplanten Maßnahmen ändert sich die Belegung des Behälters F523. Im Behälter 
soll n-Dodecylmercaptan nicht mehr, sondern maximal 2500 kg 2-Hydroxyethylacrylat (2-
HEA) gelagert werden. Der Behälter F523 hat ein Nennvolumen von 3,2 m³ und wird mittels 
Überfüllsicherung auf ein maximal mögliches Volumen von 2,24 m³ eingestellt.  Bei diesem 
Volumen und der Wassergefährdungsklasse 2 für 2-HEA ist die Anlage in die Gefährdungs-
stufe B einzuordnen. 
 
Die Werkstoffbeständigkeit des Behälters F523 (Werkstoff 1.4571), der Befüllungsrohrleitung 
für F523 sowie zu den Monomervorlagen C218 und V225 (Werkstoff 1.4571) ist abgesichert 
(Gutachten des TÜV Süd vom 4. September 2015). Die Befüllpumpe PF532.1 besteht aus 
PTFE, dessen Beständigkeit gegenüber 2-HEA geprüft wurde (Gutachten des TÜV Süd vom 
18. Dezember 2015). Die Austragspumpe PF532.2 besteht aus vergleichbarem Edelstahl wie 
1.4571. 
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Der Auffangbehälter D110 ersetzt den Behälter F835, welcher aufgrund seines Materials 
nicht geeignet ist 2-HEA aufzunehmen. D110 hat ein Volumen von 11 m³ und kann damit den 
Inhalt des Behälters F523 komplett aufnehmen. Die Anforderungen von § 18 AwSV sind so-
mit erfüllt. Der Auffangbehälter besteht aus Edelstahl 1.4301, dessen Beständigkeit auf Erfah-
rungswerten aus jahrelanger Nutzung als Reaktor für Acrylatdispersionen besteht. 
Der bestehende Eignungsfeststellungsbescheid für die Lageranlage L-F523-Q18-D326 zur 
Lagerung von n-Dodecylmercaptan vom 16. Juli 2013, Az.: IV/F-41.4 79g12(412) - 05-H-D326 
wird aufgrund der Nutzungsänderung angepasst. Es betrifft die Auflagen 6 und 8.  Zusätzli-
che Nebenbestimmungen, die sich aus der Nutzungsänderung ergeben, wurden in Nr.  fest-
geschrieben.  
 
Zusammenfassende Beurteilung 
Gemäß § 6 BImSchG in Verbindung mit den §§ 5 und 7 BImSchG ist die Genehmigung zu er-
teilen, wenn unter Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt 
- schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und er-

hebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorge-
rufen werden können, 

-  Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 
Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem 
Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen, 

-  Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwertende 
Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden, 

-  Energie sparsam und effizient verwendet wird, 
- der Betreiber seinen Pflichten bei Betriebseinstellung nachkommen wird und 
- andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errich-

tung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. 
Die Prüfung des Antrags durch die Genehmigungsbehörde sowie die eingeholten Stellung-
nahmen haben ergeben, dass die oben genannten Voraussetzungen nach den §§ 5 und 6 
BImSchG unter Berücksichtigung der unter Abschnitt V. aufgeführten Nebenbestimmungen 
erfüllt sind und damit Beeinträchtigungen durch die betreffende Anlage nicht zu erwarten 
sind.  
Da auch andere öffentlich-rechtliche Vorschriften dem beantragten Vorhaben nicht entge-
genstehen, war die Genehmigung zu erteilen. 
 

VI. Kostenentscheidung 
 

Die Kosten des Verfahrens hat nach §§ 1, 2 und 11 des Hessischen Verwaltungskostengeset-
zes die Antragstellerin zu tragen.  
Über die zu erhebenden Verwaltungskosten ergeht ein gesonderter Bescheid. 
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 VII. Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim  
 
  Verwaltungsgericht Frankfurt am Main 
  Adalbertstraße 18 
  60486 Frankfurt am Main  
 
erhoben werden. 
 
 
Im Auftrag 
gez. 
 
 
Dr. Ulrike Meyer 
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X. Hinweise 

1. Abkürzungs- und Fundstellenverzeichnis 
 
Abkürzung Name Fundstelle letzte Änderung  

 
    
ABBergV Allgemeine Bundesbergverordnung 23.10.1995 (BGBl.I S.1466) 04.08.2016 (BGBl.I S. 1957)  
AbfVerbrG Abfallverbringungsgesetz 19.07.2007 (BGBl.I S.1462) 01.11.2016 (BGBl.I S.2452) 
AbwAG Abwasserabgabengesetz In der Fassung vom 

18.01.2005 (BGBl.I S.114) 
01.06.2016 (BGBl.I S.1290)  

AbwV Abwasserverordnung, Verordnung über Anforderungen an das 
Einleiten von Abwasser in Gewässer 

Neufassung vom 17.06.2004 
(BGBl.I S.1108, 2625) 

29.03.2017 (BGBl.I S.626)  

AllgVwKostO Allgemeine Verwaltungskostenordnung  (Hessen) 11.12.2009 (GVBl.I S.763) 09.11.2015 (GVBl. S.390) 
 

AltfahrzeugG Gesetz über die Entsorgung von Altfahrzeugen 21.06.2002 (BGBl.I S.2199)  
AltfahrzeugV Altfahrzeug-Verordnung, Verordnung über die Überlassung, 

Rücknahme und umweltverträgliche Entsorgung von Altfahr-
zeugen 

In der Neufassung vom 
21.06.2002 (BGBl.I S.2214) 

02.12.2016 (BGBl.I S.2270)  

AltholzV Altholzverordnung - VO über Anforderungen an die Verwertung 
und Beseitigung von Altholz 

15.08.2002 (BGBl.I S.3302) 02.12.2016 (BGBl.I S.2270)  

AltölV Altöl-Verordnung In der Neufassung vom 
16.04.2002 (BGBl.I S.1368) 

24.02.2012 (BGBl.I S.212)  

ArbSchG Arbeitsschutzgesetz 07.08.1996 (BGBl.I S.1246) 31.08.2015 (BGBl.I S.1474) 
ArbStättV Arbeitsstättenverordnung 12.08.2004 (BGBl.I S.2179) 30.11.2016 (BGBl.I S.2681) 
ASR Arbeitsstättenrichtlinien, diverse   
AVV Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallver-

zeichnis-Verordnung) 
10.12.2001 (BGBl.I S.3379) 17.07.2017 (BGBl.I S.2644)  

 
AwSV Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen 
18.04.2017 (BGBl.I S.905)  
 

 

AZB-Arbeits-
hilfe 

Arbeitshilfe zum Ausgangszustandsbericht für Boden und Grund-
wasser  der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz in 
Zusammenarbeit mit der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
Wasser  http://www.lai-immissionsschutz.de/servlet/is/20172/LABO_Ar-
beitshilfe_AZB_Stand_2015-04-15.pdf?command=downloadContent&file-
name=LABO_Arbeitshilfe_AZB_Stand_2015-04-15.pdf 

Stand 15.04.2015  
 
 

BauGB Baugesetzbuch In der Fassung vom 
23.09.2004 (BGBl.I S.2414) 

 
20.07.2017 (BGBl.I S.2808) 

BauNVO Baunutzungsverordnung - Verordnung über die bauliche Nutzung 
der Grundstücke 

In der Fassung vom 
23.01.1990 (BGBl.I S.132) 

04.05.2017 (BGBl.I  S.1057) 

BBergG Bundesberggesetz 13.08.1980 (BGBl.I S.1310) 20.07.2017 (BGBl.I S.2808) 
BBodSchG Bundes-Bodenschutzgesetz - Gesetz zum Schutz vor schädli-

chen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
17.03.1998 (BGBl.I S.502) 20.07.2017 (BGBl.I S.2808) 

BBodSchV Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 12.07.1999 (BGBl.I S.1554) 31.08.2015 (BGBl.I S.1474) 
BetrSichV Betriebssicherheitsverordnung - Verordnung über Sicherheit und 

Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln 
Neufassung  vom 03.02.2015  

(BGBl.I S. 49)  
29.03.2017 (BGBl.I S.626) 

BImSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz In der Fassung vom 
17.05.2013 (BGBl.I S.1274) 

 
18.07.2017 (BGBl.I S.2771) 
 

(BImSchG-VO 
zu Zustän-
digkeiten) 

Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz, dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung, dem Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz, dem Gesetz 
zur Ausführung des Protokolls über Schadstofffreisetzungs- 
und -verbringungsregister und dem Benzinbleigesetz (Immissi-
onsschutz-Zuständigkeitsverordnung – ImSchZuV) 

Neufassung vom 
26.11.2014 (GVBl.I S.331) 

 

 

01. BImSchV Verordnung über Kleinfeuerungsanlagen In der Fassung vom 
26.01.2010 (BGBl.I S.38) 

31.08.2015 (BGBl.I S.1474) 

02. BImSchV Verordnung zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen Halo-
genkohlenwasserstoffen 

10.12.1990 (BGBl.I S2694) 24.03.2017 (BGBl.I S.656) 
29.03.2017 (BGBl.I S.626) 

04. BImSchV Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen  in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31.05.2017 
(BGBl. S.1440) 

 

05. BImSchV Verordnung über Immissionsschutz- und Störfallbeauftragte 30.07.1993 (BGBl.I S.1433) 28.04.2015  (BGBl.I S.670) 
07. BImSchV Verordnung zur Auswurfbegrenzung von Holzstaub 18.12.1975 (BGBl.I S.3133)  
09. BImSchV Verordnung über das Genehmigungsverfahren In der Fassung vom 

29.05.1992 (BGBl.I S.1001) 
29.03.2017 (BGBl.I S.626) 
29.05.2017 (BGBl. S.1298) 

10. BImSchV Verordnung über die Beschaffenheit und die Auszeichnung der 
Qualitäten von Kraft- und Brennstoffen 

08.12.2010 (BGBl.I S.1849) 01.12.2014 (BGBl.I S.1890) 

11. BImSchV Emissionserklärungsverordnung Neufassung vom 05.03.2007 
(BGBl.I S.289) 

09.01.2017  (BGBl.I S.42) 

12. BImSchV Störfallverordnung Neufassung vom 15.03.2017 
(BGBl.I S.483) in der seit 
dem 14.01.2017 geltenden 
Fassung 

29.03.2017 (BGBl.I S.626) 

http://www.lai-immissionsschutz.de/servlet/is/20172/LABO_Arbeitshilfe_AZB_Stand_2015-04-15.pdf?command=downloadContent&filename=LABO_Arbeitshilfe_AZB_Stand_2015-04-15.pdf
http://www.lai-immissionsschutz.de/servlet/is/20172/LABO_Arbeitshilfe_AZB_Stand_2015-04-15.pdf?command=downloadContent&filename=LABO_Arbeitshilfe_AZB_Stand_2015-04-15.pdf
http://www.lai-immissionsschutz.de/servlet/is/20172/LABO_Arbeitshilfe_AZB_Stand_2015-04-15.pdf?command=downloadContent&filename=LABO_Arbeitshilfe_AZB_Stand_2015-04-15.pdf
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13. BImSchV Verordnung über Großfeuerungs- und Gasturbinenanlagen Neufassung vom 
02.05.2013 (BGBl.I S.1021) 

31.08.2015 (BGBl.I S.1474) 

16. BImSchV Verkehrslärmschutzverordnung 12.06.1990 (BGBl.I S.1036) 18.12.2014 (BGBl.I S.2269) 
17. BImSchV Verordnung über die Verbrennung und die Mitverbrennung von 

Abfällen 
Neufassung vom 
02.05.2013 (BGBl.I S.1021) 

ber.:  
07.10.2013 (BGBl.I S. 3754) 

30. BImSchV  Verordnung über Anlagen zur biologischen Behandlung von Ab-
fällen 

20.02.2001 (BGBl.I S.305) 27.04.2009 (BGBl. I S.900) 
 

31.BImSchV Verordnung über die Begrenzung der Emissionen flüchtiger orga-
nischer Verbindungen bei der Verwendung organischer Löse-
mittel in bestimmten Anlagen 

21.08.2001 (BGBl.I S.2180) 24.03.2017 (BGBl.I S.656) 

41.BImSchV Bekanntgabeverordnung [für Stellen und Sachverständigen ge-
mäß § 29 Abs. 1 BImSchG] 

02.05.2013 (BGBl.I S.973) 29.03.2017 (BGBl.I S.626) 

42. BImSchV Verordnung über Verdunstungskühlanlagen, Kühltürme und Nas-
sabscheider 

12.07.2017 (BGBL.I S.2379) 
 

 

BG-Regelung-
en 

Vorschriften- und Regelwerk der Deutschen Gesetzlichen Unfall-
versicherung 

siehe: http://sifa-news.de/in-
halte/rechtsvorschriften  

 

BioAbfV Bioabfallverordnung - VO über die Verwertung von Bioabfällen 
auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und gärtnerisch ge-
nutzten Böden 

Neufassung vom  
04.04.2013 (BGBl.I S.658 

05.12.2013 (BGBl.I S. 4043) 

BioStoffV Biostoffverordnung - VO über Sicherheit und Gesundheitsschutz 
bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen 

Neufassung vom  
15.07.2013 (BGBl.I S.2514) 

29.03.2017 (BGBl.I S.626) 

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz In der Fassung vom 
29.07.2009 (BGBl.I S.2542) 

29.05.2017 (BGBl. S.1298) 

CAK-VwV  gem. Nr. 5.4 TA Luft - siehe dort   
ChemBiozid-

MeldeV  

Verordnung über die Meldung von Biozid-Produkten nach dem 
Chemikaliengesetz (Biozid-Meldeverordnung - ChemBiozidMel-
deV)  

Neufassung vom  
14.06.2011 (BGBl.I S.1085) 

 

Verordnung 
(EU) Nr. 
528/2012 

Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 22. Mai 2012 über die Bereitstellung auf 
dem Markt und die Verwendung von Biozidprodukten 

(ABl. L 167/1 vom 27.06.2012) 
s.a. www.reach-clp-biozid-hel-

pdesk.de  

 

Verordnung 
(EU) Nr. 
1062/2014 

Ergänzend  zur (EU) Nr. 528/2012: gilt die „Review-Verordnung“ 
der noch zu überprüfenden Altwirkstoffe:  Delegierte Verord-
nung (EU) Nr. 1062/2014 der Kommission vom 4. August 2014 
über das Arbeitsprogramm zur systematischen Prüfung aller in 
Biozidprodukten enthaltenen alten Wirkstoffe gemäß der Ver-
ordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates 

(ABl. L 294/1  vom 
10.10.2014) 

 

ChemG Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Stoffen (Chemikaliengesetz) In der Neufassung vom 
28.08.2013 (BGBl.I S.3498) 

22.06.2016 (BGBl.I S.1479) 

ChemKlima-
schutzV 

Chemikalien-Klimaschutzverordnung, Verordnung zum Schutz 
des Klimas vor Veränderungen durch den Eintrag bestimmter 
fluorierter Treibhausgase 

02.07.2008 (BGBl.I S.1139) 14.02.2017  (BGBl.I S. 148) 

Verordnung 
(EU) Nr. 
517/2014 

Verordnung (EU) Nr. 517/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. April 2014 über fluorierte Treibhaus-
gase und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 842/2006    

 siehe: http://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-kon-
sum/produkte/fluorierte-treibhausgase-fckw 

ABl. L 150/195  vom 
20.05.2014 

 

ChemVerbotsV Chemikalien-Verbotsverordnung:  Verordnung über Verbote und 
Beschränkungen des Inverkehrbringens und über die Abgabe 
bestimmter Stoffe, Gemische und Erzeugnisse nach dem Che-
mikaliengesetz 

In der Neufassung vom 
 20.01.2017 (BGBl.I 
S.94) 

 

ChemOzon-
SchichtV 

Chemikalien-Ozonschichtverordnung, Verordnung über Stoffe, 
die die Ozonschicht schädigen 

15.02.2012 (BGBl.I S.409) 20.10.2015 (BGBl. I S 1739 

Verordnung 
(EG) Nr. 
1005/2009 

Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. September 2009 über Stoffe, die zum 
Abbau der Ozonschicht führen; 

 siehe: http://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-kon-
sum/produkte/fluorierte-treibhausgase-fckw 

(ABl. L 286/1  vom 
31.10.2009) 

 

CLP-Verord-
nung 

Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpa-
ckung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhe-
bung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Än-
derung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006  

vom 16.12.2008 (ABl. Nr. L 
353 vom 31.12.2008, S. 1) 

s.a. www.reach-clp-biozid-
helpdesk.de 

… 
VO(EU)2015/1221  
VO(EU)2016/918 
VO(EU) 2016/1179 

DepV Deponieverordnung - VO über Deponien und Langzeitlager 27.04.2009 (BGBl.I S.900) 20.07.2017 (BGBl.I S.2808) 
 

DIN-Normen DIN-Vorschriften, Beuth Verlag GmbH, Burggrafenstraße 6, 
10787 Berlin 

  

EMASPrivilegV EMAS-Privilegierungs-Verordnung 24.06.2002 (BGBl.I S.2247) 02.12.2016 (BGBL.I S. 
2770) 

Ex-RL s.u. TRBS 2152   
ElektroG Elektro- und Elektronikgerätegesetz, Gesetz über das Inverkehr-

bringen, die Rücknahme und die umweltverträgliche Entsor-
gung von Elektro- und Elektronikgeräten 

In der Neufassung vom 
20.10.2015 (BGBl. I S 1739 

27.03.2017 (BGBl.I S. 567) 
29.03.2017 (BGBl.I S.626) 
13.04.2017 (BGBL.I S872) 

http://sifa-news.de/inhalte/rechtsvorschriften
http://sifa-news.de/inhalte/rechtsvorschriften
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/chembiozidmeldev_2011/gesamt.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/chembiozidmeldev_2011/gesamt.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/chembiozidmeldev_2011/gesamt.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/chembiozidmeldev_2011/gesamt.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/chembiozidmeldev_2011/gesamt.pdf
http://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/
http://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/
http://www.gesetze-im-internet.de/chemozonschichtv/
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GefstoffV Verordnung zum Schutz vor gefährlichen Stoffen In der Fassung vom 

26.11.2010 (BGBl.I S.1643) 
29.03.2017 (BGBl.I S.626) 

GewAbfV Gewerbeabfallverordnung - Verordnung über die Bewirtschaftung 
von gewerblichen Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau- 
und Abbruchabfällen 

In der Fassung vom  
18.04.2017 (BGBl.I S.896) 
 

 

GewO Gewerbeordnung In der Fassung vom 
22.02.1999 (BGBl.I S.202) 

in der jew. geltenden  
Fassung 

HAGB-
NatSchG 

Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
 (löst das HENatG ab) 

In der Neufassung vom  
20.12. 2010 (GVBl.I S.629) 

17.12.2015 (GVBl.I S.607) 
 

HAKrWG Hessisches Ausführungsgesetz zum Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(ersetzt an vielen Stellen das HAKA) 

06.03.2013 (GVBl. S.4) 17.12.2015 (GVBl. S.636) 

HAltBodSchG Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz 28.09.2007 (GVBl.I S.652) 27.09.2012 (GVBl.I S.290) 
HBO Hessische Bauordnung In der Fassung vom 

15.01.2011 (GVBl.I S. 46) 
15.12.2016 (GVBl. I S.294) 

HDSchG Hessisches Denkmalschutzgesetz In der Fassung vom 
28.11.2016 (GVBl.I S.211) 

 

HessAGVwGO Hessisches Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsord-
nung 

27.10.1997 (GVBl.I S. 381) 14.07.2016 (GVBl.I S. 121) 

HLPG Hessisches Landesplanungsgesetz In der Fassung vom 
12.12.2012 (GVBl.I S.590) 

14.07.2016 (GVBl.I S. 121) 

HVwVfG Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz In der Fassung vom 15.01.2010 
(GVBl. I S.18) 

26.06.2015  (GVBl.  S. 254) 

HVwKostG Hessisches Verwaltungskostengesetz 
  

In der Fassung vom 
12.01.2004 (GVBl.I S.36) 

13.12.2012 (GVBl. S.622) 

HWG Hessisches Wassergesetz 14.12.2010 (GVBl.I S.548) 28.09.2015 (GVBl. I S.338) 
HWaldG Hessisches Waldgesetz  Neufassung vom: 

27.06.2013 (GVBl.I S.458) 
17.12.2015 (GVBl.I S.607) 

ImSchZuV Immissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung – s.o. 'BImSchG-VO 
zu Zuständigkeiten' 

  

IZÜV Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung 
zur Regelung des Verfahrens bei Zulassung und Überwachung 
industrieller Abwasserbehandlungsanlagen und Gewässerbe-
nutzungen 

02.05.2013 (BGBl.I S.973) 29.03.2017 (BGBl.I S.626) 

KrWG Kreislaufwirtschaftsgesetz - Gesetz zur Förderung der Kreislauf-
wirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaf-
tung von Abfällen   

24.02.2012 (BGBl.I S.212)  20.07.2017 (BGBl.I S.2808) 

KNV-V Verordnung über den Vergleich von Kosten und Nutzen der Kraft-
Wärme-Kopplung und der Rückführung industrieller Abwärme 
bei der Wärme- und Kälteversorgung (KWK-Kosten-Nutzen-
Vergleichs-Verordnung) - [Art.1 der VO zur Umsetzung von 
Art.14 der RL zur Energieeffizienz und zur Änderung weiterer 
umweltrechtlicher Vorschriften] 

28.04.2015  (BGBl.I S.670) 21.12.2015 (BGBl.I S. 2498) 

LärmVibrati-
onsArbSchV 

Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung 06.03.2007 (BGBl.I S.261) 15.11.2016 (BGBl.I S.2531) 
 

NachweisV Nachweisverordnung - Verordnung über die Nachweisführung bei 
der Entsorgung von Abfällen 

20.10.2006 (BGBl.I S.2298) 31.08.2015 (BGBl.I S.1474) 
   

OWiG Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 19.02.1987 (BGBl.I S.602) in der jew. geltenden  
Fassung 

ProdSG Produktsicherheitsgesetz - Gesetz über die Bereitstellung von 
Produkten auf dem Markt  

08.11.2011 (BGBl.I S. 2178) 31.08.2015 (BGBl.I S.1474) 

ProdSV div. Verordnungen zum Produktsicherheitsgesetz u.a. für: 
 Aerosole Aufzüge Druckbehälter 
 Druckgeräte Explosionsschutz  
 Gasverbrauchseinrichtung Maschinen 
 Niederspannung Pers. Schutzausrüstungen,  … 

http://www.baua.de/de/Produktsi-
cherheit/Rechtstexte/Rechts-
texte.html  

 

REACH-Ver-
ordnung 

Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, 
Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer 
Stoffe, ... 

am 29.05.2007 in der berich-
tigten Fassung, veröffent-
licht im Amtsblatt der Euro-
päischen Union L 136/3 

15.02.2012 (ABl.Nr.L41/1) 
 
s.a.  www.reach-info.de → 

Verordnungstext 

ROG Raumordnungsgesetz  
 

In der Fassung vom 
22.12.2008 (BGBl.I S. 2986) 

20.07.2017 (BGBl.I S.2808) 

'Seveso-III-
Richtlinie' 

Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer 
Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschlie-
ßenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates 

vom 04.07.2012 
(ABl L 197 vom 24.07.2012) 

 

SprengG Sprengstoffgesetz In der Fassung vom 
10.09.2002 (BGBl.I S.3518) 

11.07.2017 (BGBl.I S.1586) 
 

2. SprengV 2. Verordnung zum Sprengstoffgesetz 10.09.2002 (BGBl.I S.3543) 29.03.2017 (BGBl.I S.626) 
3. SprengV 3. Verordnung zum Sprengstoffgesetz 23.06.1978 (BGBl.I S.783) 25.07.2013 (BGBl. S.2749) 

 
StGB Strafgesetzbuch In der Fassung vom 

13.11.1998 (BGBl.I S. 3322) 
in der jew. geltenden  

Fassung 
TA Lärm Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 26.08.1998 (GMBl. S.503)  

http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/Aerosol.html
http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/Aufzug.html
http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/Druckbehaelter.html
http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/Druckgeraete.html
http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/Explosionsschutz.html
http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/Gasverbrauchseinrichtungen.html
http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/Maschinen.html
http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/Niederspannung.html
http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/PSA.html
http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/Rechtstexte.html
http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/Rechtstexte.html
http://www.baua.de/de/Produktsicherheit/Rechtstexte/Rechtstexte.html
http://www.reach-info.de/
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 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Sechsten All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissions-
schutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - 
TA Lärm)  

01.06.2017 (BAnz AT 
08.06.2017 B5) 

 

TA Luft Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft 24.07.2002 (GMBl. S.511)  
TALA-2015 • Bekanntmachung des Fortschreitens des Standes der Technik 

für bestimmte Vorsorgeanforderungen der Technischen Anlei-
tung zur Reinhaltung der Luft - Merkblätter über die besten ver-
fügbaren Techniken:   

 1. Herstellung anorganischer Grundchemikalien - Ammoniak, 
Säuren und Düngemittel  

 2. Herstellung anorganischer Spezialchemikalien  
 3. Herstellung organischer Feinchemikalien  
 4. Abfallbehandlungsanlagen  
 5. Gießereiindustrie  
 6. Herstellung anorganischer Grundchemikalien - Feststoffe 

und andere - hier nur Herstellung von Wasserglas (Natriumsili-
kat)  

• Vollzugsempfehlungen hierzu (Stand 26.03.2015) 
 
•  Erlass des HMUELV vom 03.06.2015, Gz.:   II8 - 53a12.155.06 
 

• vom 27.04.2015 (BAnz. AT 
08.05.2015  B7) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
• http://www.lai-immissions-

schutz.de/servlet/is/7026/ 
 
 
• 

 
 

TEHG Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz In der Fassung vom 
27.07.2011 (BGBl.I S. 1475) 

13.07.2017  (BGBl.I S.2354) 
 

EHV 2020 Verordnung zur Durchführung des Treibhausgas-Emissionshan-
delsgesetzes in der Handelsperiode 2013 bis 2020 

20.08.2013 (BGBl.I S.3295) 
 
 

31.08.2015 (BGBl.I S.1474)  
Emissionshandelsverordnung 

2020 (EHV 2020) 

TRBA Technische Regeln für Biologische Arbeitsstoffe (div.) s.a. unter www.baua.de  
TRBS Technische Regeln für Betriebssicherheit (div.) 

z.B. TRBS 2152 Ex-Schutz 
s.a. unter www.baua.de  

TRGS Technische Regeln für Gefahrstoffe (div.) s.a. unter www.baua.de  
TRLV Technische Regeln zur Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzver-

ordnung (div.) 
s.a. unter www.baua.de  

UIG Umweltinformationsgesetz 27. 10.2014 (BGBL.I S.1643) 20.07.2017 (BGBl.I S.2808) 
 

UmwRG Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz, Gesetz über ergänzende Vorschrif-
ten zu Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten nach der EG-
Richtlinie 2003/35/EG 

In der Fassung vom 
08.04.2013 (BGBl.I S. 730) 

20.07.2017 (BGBl.I S.2808) 
 

USchadG Umweltschadensgesetz Gesetz über die Vermeidung und Sanie-
rung von Umweltschäden  

10.05.2007(BGBl.I S.666) 04.08.2016 (BGBl.I S.1972) 

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung In der Neufassung vom  
24.02.2010 (BGBl.I S.94) 

20.07.2017 (BGBl.I S.2808) 

UVV Unfallverhütungsvorschriften der zuständigen Berufsgenossen-
schaft 

  

VAwS-Hessen VAwS - Anlagenverordnung - Verordnung über Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe - 
Hessen - 

16. 09.1993(GVBl.I S.409) 04.12.2013 (GVBl.I S. 663) 
 

VDI VDI-Richtlinien, Beuth-Verlag GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 
Berlin 

  

VerpackV Verordnung über die Vermeidung von Verpackungsabfällen 21.08.1998 (BGBl.I S.2379) 17.07.2014 (BGBl.I S.1061)  
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung 19.03.1991 (BGBl.I S.686) in der jew. geltenden  

Fassung 
VwKostO-

MUKLV 
Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des (Hessi-

schen) Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz (nebst Verwaltungskostenverzeichnis in 
der Anlage) 

08.12.2009 (GVBl.I S.522)  
30.06.2017 (GVBl. S.236) 
 

WasBauPVO Verordnung zur Feststellung der wasserrechtlichen Eignung von 
Bauprodukten und Bauarten durch Nachweise nach der Hessi-
schen Bauordnung 

20.05.1998, GVBl.I S. 228  

WHG Wasserhaushaltsgesetz - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaus-
halts 

31.07.2009 (BGBl.I S.2585) 29.03.2017 (BGBl.I S.626) 

    
EU-Recht zum besseren Finden nochmals nach Jahr und fortlaufender Nr.   
(EG) Nr. 

1907/2006 
(REACH-)Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 vom 18.12.2006  s.o. REACH-Verordnung  

2007/589/EG (Monitoring Leitlinien) Entscheidung der Kommission vom 
16.04.2009   

s.o. bei TEHG  

(EG) Nr. 
1272/2008 

(CLP-)Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 vom 16.12.2008  s.o.  CLP-Verordnung  

 (EG) Nr. 
1005/2009 

(Chemikalien-Ozonschicht-)Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 d 
vom 16.09.2009  

s.o. bei ChemOzonSchichtV  

http://www.lai-immissionsschutz.de/servlet/is/7026/
http://www.lai-immissionsschutz.de/servlet/is/7026/
http://www.gesetze-im-internet.de/ehv_2020/index.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ehv_2020/index.html
http://www.baua.de/de/Themen-von-A-Z/Anlagen-und-Betriebssicherheit/TRBS/TRBS.html
http://www.baua.de/de/Themen-von-A-Z/Gefahrstoffe/TRGS/TRGS.html
http://www.baua.de/de/Themen-von-A-Z/Anlagen-und-Betriebssicherheit/TRLV/TRLV.html
http://www.baua.de/de/Themen-von-A-Z/Anlagen-und-Betriebssicherheit/TRLV/TRLV.html
http://www.gesetze-im-internet.de/chemozonschichtv/
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2012/18/EU Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit 
gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhe-
bung der Richtlinie 96/82/EG des Rates 

vom 04.07.2012 
(ABl L 197 vom 24.07.2012) 

 

 (EU) Nr. 
528/2012 

Verordnung (EU) Nr. 528/2012 vom 22.05.2012  s.o. bei ChemBiozidMeldeV  

(EU) Nr. 
601/2012 

(Monitoring-)Verordnung (EU) Nr. 601/2012 vom 21.06.2012  s.o. bei TEHG  

 (EU) Nr. 
517/2014 

Verordnung (EU) Nr. 517/2014 vom 16.04.2014  s.o. bei ChemKlimaschutzV  

 (EU) Nr. 
1062/2014 

„Review-Verordnung“ noch zu überprüfender Altwirkstoffe Dele-
gierte Verordnung (EU) Nr. 1062/2014 der Kommission vom 
04.08.2014 

s.o. bei ChemBiozidMeldeV  

 
2. 

Folgende Nebenbestimmungen enthalten Termine: V/1.1, 1.2, 2.1, 2.3, 2.4, 6.2, 6.3 

 

3. Hinweis zum Abfallrecht 

Die endgültige Festlegung der Abfallentsorgungswege gemäß Antragsunterlagen ist nicht 

Bestandteil dieser Genehmigung. Die Prüfung und Zustimmung von Entsorgungswegen er-

folgt im Rahmen des abfallrechtlichen Nachweisverfahrens. 

Eine energetische Verwertung des Abfalls AV3 und AV4 mit dem Abfallschlüssel 07 02 13 ist 
unter den grundsätzlichen Anforderungen an die Entsorgungshierarchie des § 6 KrWG nach 
Maßgabe der besten Umweltoption nur dann zulässig, wenn nachgewiesen werden kann, 
dass eine stoffliche Verwertung technisch unmöglich oder wirtschaftlich unzumutbar ist. Eine 
entsprechende Begründung mit nachvollziehbaren Unterlagen ist dem Regierungspräsidium 
Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt, Dezernat 42.2 im Rahmen der be-
hördlichen Überwachung auf Anforderung vorzulegen. 
 

 

4. Hinweise zum Arbeitsschutz 

4.1 

Eine vollständige Gefährdungsbeurteilung sollte u. a. die Punkte: 

• Sicherstellung ausreichender Konzentration an aktiver Inhibitor sowie 

• Gefahr durch Fehlbefüllung 

• Materialeignung 

explizit beinhalten. 

 

4.2  

Die Auswahl der erforderlichen Alarme sollte auf ein auf ein Minimum reduziert werden. Für 

jeden Alarm bedarf es einer Handlungsanweisung. 
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4.3 

Die Lagerung über das vom Hersteller vorgesehene Lagerdatum ohne weitere Maßnahmen 

(wie z. B. Messung des Inhibitorgehaltes) wurde mit Schreiben vom 22. August 2017 ausge-

schlossen und ist somit nicht zulässig. 

 

 

 

 
 


